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Einleitung 

Der Entwurf des Glücksspielgesetzes Schleswig-Holstein (GSpG) sieht ei-

ne grundsätzliche Erlaubnispflicht für die Veranstaltung von Glücksspielen 

 vor (§ 4 Abs. 1 GSpG).  

Der Vertrieb von Glücksspielen ist nur für Lotterien mit hoher Ereignisfre-

quenz erlaubnispflichtig (§ 5 Abs. 1 GSpG). Hinsichtlich der sonstigen 

Glücksspiele ist der Vertrieb lediglich anzeigepflichtig (§ 5 Abs. 2 GSpG). 

In der Begründung zum Glücksspielgesetz heißt es unter Ziff. C I 1: 

t-
sprechend der Rechtslage unter dem Lotteriestaatsver-
trag zu  

 

Dieser Hinweis und die in den Anhörungen des Landtages Schleswig-

Holstein geführten Erörterungen haben deutlich gemacht, dass verbreitet 

die Ansicht besteht, nach Inkrafttreten des Glücksspielgesetzes in Schles-

wig-Holstein seien die Glücksspielanbieter und vermittler, welche in 

Schleswig-Holstein über eine entsprechende Erlaubnis verfügen, befugt, 

von Schleswig-Holstein aus Glücksspiele auch in andere Bundesländer zu 

vermitteln bzw. zu vertreiben. Auf Grund dieser (vermeintlichen) Berechti-

gung zur Vermittlung oder zum Vertrieb von Glücksspielen über die Lan-

desgrenzen hinweg besteht offensichtlich die Vorstellung der Erzielung er-

heblicher Fiskaleinnahmen in Schleswig-Holstein. 

Diese Erwartung wird jedoch von den Grundlagen des geltenden Rechts 

nicht getragen. Einnahmen des Landes Schleswig-Holstein aus dem 

grenzüberschreitenden Vertrieb von Glücksspielen sind nur unter Verstoß 

gegen die geltende Rechtslage zu erzielen und daher in höchstem Maße 

zweifelhaft. 

1. Allgemeine Grundsätze zur territorialen Beschränktheit von Erlaub-

nissen nach dem GSpG Schleswig-Holstein 

Das Recht der Glücksspiele fällt in die ausschließliche Gesetzgebungs-

kompetenz der Bundesländer (Art. 30 und 70 GG). Die damit verbundene 
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Verwaltungshoheit eines Bundeslandes ist grundsätzlich auf sein eigenes 

Gebiet beschränkt, so dass in einem Bundesland erlassene Verwaltungs-

akte ausschließlich auf dem Hoheitsgebiet des betreffenden Bundeslandes 

Wirksamkeit entfalten1.  

Dieser Aspekt der auf sein Territorium beschränkten Zuständigkeit eines 

Landes wird in der Literatur mit dem Begriff der Verbandskompetenz be-

schrieben2. Ebenso wie es der Polizei eines Bundeslandes untersagt ist, 

auf dem Territorium eines anderen Bundeslandes ohne weiteres tätig zu 

werden, dürfen auch die Bundesländer die Ausübung ihrer Lotteriehoheit 

nicht auf ein anderes Territorium erstrecken. Vor diesem Hintergrund ist 

 

verboten, es sei denn, Staatsverträge oder andere Regelungen eröffnen 

hierfür explizite Rechtsgrundlagen3.  

Auch das Bundesverfassungsgericht hat die Lotterie- bzw. Glücksspiel-

hoheit der Bundesländer ausdrücklich anerkannt4. Danach umfasst die 

Lotteriehoheit das Recht aller Länder, für den eigenen Hoheitsbereich allein 

und abschließend über die ordnungsrechtliche Regulierung des Glücks-

spiels  einschließlich der Vermittlung von Glücksspielprodukten  zu ent-

scheiden.  

Für die Gestattung einer grenzüberschreitenden Vermittlung fehlt es somit 

an der notwendigen Gesetzgebungskompetenz des Landes Schleswig-

Holstein. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass in der Be-

gründung zum Glücksspielgesetz Schleswig-Holstein nicht auf die in § 4 

Abs. 1 GlüStV den einzelnen Bundesländern vorbehaltene Erlaubniszu-

ständigkeit für die Vermittlung von Glücksspielen abgestellt wird, sondern 

auf die Regelungen des längst abgelösten und vom Bundesverfassungsge-

richt als verfassungswidrig bezeichneten Lotteriestaatsvertrages. Dieser 

                                                

1
  BVerwG, Beschluss vom 15.07.1960, BVerwGE 11, 6, 19; BVerwG vom 

21.06.2006, 6 C 19.06, Rn. 56. 
2
  Vgl. Isensee: Idee und Gestalt des Föderalismus im Grundgesetz, in: Hand-

buch des Staatsrechts IV, 1990, § 98 Rn. 36, S. 536. 
3
  Vgl. Ohlmann, Lotterien in der Bundesrepublik Deutschland, WRP 1998, 

S. 1043 ff., 1048. 
4
  BVerfG, Beschluss vom 02.08.2007, ! BvR 1896/99. 
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Verweis in der Gesetzesbegründung ist daher ebenso überholt wie unzu-

treffend.  

Der Grundsatz der territorialen Beschränktheit von glücksspielrechtlichen 

Erlaubnissen einzelner Bundesländer wird auch von der Rechtsprechung 

des Europäischen Gerichts in Bezug auf die Anerkennung von Erlaubnis-

sen anderer Mitgliedstaaten getragen. So hat der Europäische Gerichtshof 

in der Rechtssache Markus Stoß5 festgestellt, dass die von einem Mitglied-

staat erteilte Erlaubnis für das Anbieten von Glücksspielen nicht zum Ver-

trieb dieser Glücksspiele in einem anderen Mitgliedstaat berechtigt, wenn 

dieser keine eigene entsprechende Erlaubnis erteilt hat. 

Zusammenfassend kann somit festgestellt werden, dass die Erlaubnisse 

des Landes Schleswig-Holstein zur Veranstaltung und/oder zum Vertrieb 

von Glücksspielen ausschließlich auf dem Hoheitsgebiet des Bundeslandes 

Schleswig-Holstein Wirkung entfalten. Sie vermitteln indes den Erlaubnis-

inhabern weder das Recht, die betreffenden Glücksspiele in einem anderen 

Bundesland zu veranstalten noch die im Bundesland Schleswig-Holstein 

veranstalteten Glücksspiele in andere Bundesländer zu vertreiben. 

2. Praktische Konsequenzen 

2.1 Keine Veranstaltungsbefugnis eines in Schleswig Holstein zur Veran-

staltung eines Glückspiels berechtigten Erlaubnisträgers in einem 

anderen Bundesland: 

 

Die Befugnis zur Veranstaltung eines Glücksspiels nach § 4 Abs. 1 GSpG  

berechtigt den Erlaubnisinhaber bereits nach dem Wortlaut des Gesetzes 

nur zur Veranstaltung in Schleswig Holstein. In § 4 Abs. 1 GSpG heißt es 

nämlich wörtlich: 

im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes bedarf der Geneh-

 

Damit ist bereits nach dem Gesetzeswortlaut die bertreffende Genehmi-

gung auf den Geltungsbereich dieses Gesetzes beschränkt.  

                                                

5
  Urteil vom 08.09.2010, verbundene Rechtssache C-316/07  Markus Stoß 

u.a., Urteilstenor 2, ZfWG 2010, 332 ff., 343. 
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Ungeachtet dieser Tatsache verfügt die Prüfstelle ohnehin über keinerlei 

Kompetenzen im Hoheitsgebiet der anderen Bundesländer.  

 

2.2 Keine Vertriebsbefugnis bezüglich der in Schleswig Holstein erlaub-

ten Glücksspiele über die Landesgrenzen von Schleswig Holstein 

hinweg in andere Bundesländer und Staaten der EU: 

 

Wie oben dargestellt, vermittelt die Vertriebsgenehmigung nach § 5 GSpG 

den Erlaubnisinhabern nur das Recht, die betreffenden Glücksspiele aus-

schließlich im Land Schleswig Holstein zu vertreiben.  

Der Vertrieb dieser Glücksspiele in andere Bundesländer setzt angesichts 

der Lotteriehoheit dieser Länder deren ausdrückliche Erlaubnis voraus.  

Gem. § 4 Abs. 1 S. 1 des Entwurfs zum ÄnderungsGlüStV dürfen öffentli-

che Glücksspiele nur mit Erlaubnis der zuständigen Behörde veranstaltet 

oder vermittelt werden. In Satz 2 wird klargestellt, dass Veranstaltung oder 

r  

Liegt also eine solche Erlaubnis nicht vor, stellt der Vertrieb der in Schles-

wig Holstein erlaubten Glücksspiele in die anderen Bundesländer einen 

Verstoß gegen den Straftatbestand des § 284 bzw. § 287 StGB dar.  

 

Entsprechendes gilt auch europarechtlich für Veranstaltung und Vertrieb 

von in Schleswig Holstein erlaubten Glücksspielen auf das Territorium an-

derer EU-Mitgliedstaaten. Der Europäische Gerichtshof hat in der Ent-

scheidung Markus Stoss
6
 diesen, der Lotteriehoheit auf europäischer Ebe-

ne entsprechenden Grundsatz wie folgt bestätigt: 

Angesichts dieses Wertungsspielraums und in Er-
mangelung jeglicher Harmonisierung des betreffenden 
Gebiets auf Gemeinschaftsebene kann es beim ge-
genwärtigen Stand des Unionsrechts keine Verpflich-
tung zur gegenseitigen Anerkennung der von den ver-
schiedenen Mitgliedstaaten erteilten Erlaubnisse ge-
ben.  (Hervorhebung diesseits) 

                                                

6
  EuGH Markus Stoss, a.a.O. Rn. 112 
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2.3 Keine zulässige Spielbeteiligung von Spielern aus anderen Bundes-

ländern an den in Schleswig Holstein veranstalteten Glücksspielen: 

 

Das Verbot des Vertriebs der in Schleswig Holstein erlaubten Glücksspiele 

über die Landesgrenzen hinweg betrifft sowohl den terrestrischen, als auch 

den Vertrieb über das Internet oder sonstige Telekommunikationswege. 

  

Nach 3 Abs. 5 des Entwurfs zum ÄnderungsGlüStV, also der in den ande-

ren 15 Bundesländern voraussichtlich ab 2012 bestehenden Rechtslage, 

wird ein Glücksspiel dort veranstaltet und vermittelt, 

Möglichkeit zur Teilnahm   

Hinsichtlich der terrestrischen Annahmestellen ist dies zweifelsfrei der Ort 

der Annahmestelle. Daher ist das Einrichten und der Betrieb von Annah-

mestellen eines schleswig-holsteinischen Anbieters (Veranstalter oder 

Vermittler) in anderen Bundesländern nicht zulässig.  

Demgegenüber bestehen keinerlei Bedenken, wenn Bewohner aus ande-

ren Bundesländern in terrestrischen Annahmestellen auf dem Gebiet von 

Schleswig-Holstein an den dort angebotenen Spielen teilnehmen. 

 

Das Veranstalten und Vermitteln von Glücksspielen über das Internet ist 

gem. 4 Abs. 5 des Entwurfs zum ÄnderungsGlüStV verboten, sofern nicht 

eine ausdrückliche Erlaubnis aller Bundesländer erteilt wird. In diesem Fall 

sind die Spieleinsätze aber nach dem Wohnsitzland des Spielers zuzuwei-

sen und auch sonstige weitreichende Restriktionen zu beachten.  

Die Bewerbung von Glücksspielen, die in den 15 anderen Bundesländern 

nicht erlaubt sind, ist nach § 5 Abs. 3 des Entwurfs zum ÄnderungsGlüStV 

verboten. 

Somit dürfen auch ein nach dem Schleswig Holsteinischen Glücksspielge-

setz zulässiges Glücksspielangebot über das Internet nicht in anderen 

Bundesländern beworben oder gar entsprechende Teilnahmen von außer-

halb der Landesgrenzen befindlichen Personen in Schleswig Holstein an-

genommen werden. 
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2.4 Zusammenfassend kann somit festgestellt werden, dass es nach Umset-

zung des GSpG Schleswig Holstein nicht zu einem legalen grenzüber-

schreitenden Vertrieb von Glücksspielen kommen kann. Die freizügigen 

Regelungen des Glücksspielgesetzes Schleswig Holstein gelten aus-

schließlich auf dem Territorium dieses Bundeslandes. Der Fiskus in 

Schleswig Holstein kann somit  ungeachtet der ohnehin fehlenden steuer-

lichen Attraktivität des dortigen Unternehmenssitzes für Glücksspielanbieter 

 auf legaler Grundlage nur mit solchen Einnahmen rechnen, die aus 

Glücksspielgeschäften mit solchen Personen erzielt werden, die sich zum 

Zeitpunkt des Vertragsschlusses in Schleswig Holstein aufhalten. Die Hoff-

nung auf Einnahmen aus dem Vertrieb von Glücksspielen über die Lan-

desgrenzen hinweg entbehrt angesichts rechtlicher Illegalität jeder Verläss-

lichkeit. 

 
Dr. Manfred Hecker 

Rechtsanwalt 


